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Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden;
dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der
Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu
nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu
begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die
Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1
Absatz 7 zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit der Umwandlung
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden;
dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung
zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen,
Gebäudeleerstand, Baulücken und andere
Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können.

Problemstellungen - § 1a Abs. 2 BauGB
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Nach Prof. Dr. Manfred Miosga, Professur für Stadt‐ und Regionalentwicklung der Universität Bayreuth

= städtebaurechtliche und förderrechtliche Instrumente

Integrierte Strategie
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Instrumentenbündel! (Einsatz des gebotenen Mittels zur richtigen Zeit; 
Grundsatzbeschluss)

Strategie
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Vorrang der Innenentwicklung ernstnehmen (Grundsatzbeschluss)

Kommunales Flächenmanagement, Baulückenkataster

Rückkaufsangebote

Bauleitplanung nur nach Zwischenerwerb oder Zielbindung (Baupflicht)

Vorkaufsrecht nach § 24 BauGB

Satzungsvorkaufsrecht nach § 25 BauGB

Aufhebung von Bebauungsplänen

Änderung von Flächennutzungsplänen

Bestandsüberplanung

Baugebot

Einzelinstrumente (baurechtliche)
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Ein Grundsatzbeschluss ist Selbstbindungsbeschluss des zuständigen 
Beschlussgremiums Gemeinderat, mit dem für einen bestimmten kommunalen 
Politikbereich ein commitment des Gemeinderats bzgl. einer zukünftigen 
Handlungsweise hergestellt wird. Die Diskussion muss dann nicht bei jedem 
Einzelfall von neuem beginnen.  

Ein Grundsatzbeschluss ist keine Satzung sondern ein einfacher 
Gemeinderatsbeschluss.

Ein Grundsatzbeschluss kann durch anders lautenden Gemeinderatsbeschluss 
wieder aufgehoben oder verändert werden. 

Ein Grundsatzbeschluss ist:

Verlässlichkeitsgrundlage

Gleichbehandlungsgrundlage

Schafft Transparenz

Schafft Effizienz und Beschleunigung 

Grundsatzbeschluss



10

Wir kennen Grundsatzbeschlüsse u.a. 

zur Baulandentwicklung

zur Sozialgerechten Bodennutzung

zum Klima

zum Fairtraideinkauf

zur Innenentwicklung

Mit Blick auf die Innenentwicklung ist dabei festzustellen, dass 

entsprechende Grundsatzbeschlüsse weitestgehend auf 

ohnehin bestehende Regelungen abstellen (§ 1a Abs. 2 

BauGB)

Grundsatzbeschluss
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Ein entsprechendes Muster erscheint in unserer Zeitschrift 
(Bayerischer Gemeindetag) 1/2020, die für Sie im Anschluss 
an diese Tagung online gestellt wird.

Grundsatzbeschluss



Danke für Ihre Aufmerksamkeit!


